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Deutsche Alzheimer Gesellschaft zum Pflegeneu-
ordnungsgesetz: 
Gute Ansätze vorhanden, aber vor allem Spar-
programm auf dem Rücken von Pflegebedürfti-
gen und ihren Angehörigen  
 
 

Berlin, 10. Juni 2026. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft (DAlzG) 
sieht in dem vorgelegten Referentenentwurf zur geplanten Reform 
der Pflegeversicherung zwar einige positive Ansätze, insbesondere 
durch einen stärkeren Ausbau der Beratung und die lange geforder-
te Einführung von Budgets. Heftige Kritik übt sie aber an den vielfäl-
tigen Kürzungen und Verschlechterungen, die sich ins besondere 
für Menschen mit einer beginnenden Demenz und für die pflegen-
den An- und Zugehörigen daraus ergeben. 

„Der Gesetzentwurf sieht eine umfassendere Beratung und Beglei-
tung der pflegenden An- und Zugehörigen durch Pflegebegleitper-
sonen vor. Das ist grundsätzlich zu begrüßen, auch wenn völlig un-
klar bleibt, woher die große Zahl an dafür benötigten Fachpersonen 
kommen soll.“, sagt Swen Staack, 1. Vorsitzender der Deutschen 
Alzheimer Gesellschaft. „Auch die Vereinfachung des bisherigen 
Leistungsdschungels durch Budgets halten wir grundsätzlich für 
richtig. Allerdings sind die vorgesehenen Summen zu niedrig ange-
setzt und bedeuten deshalb für viele Pflegebedürftige eine Ver-
schlechterung gegenüber der jetzigen Situation – selbst wenn man 
die Inflation außer Acht lässt. Das ist nicht hinnehmbar.“ 

Ganz besonders kritisch sei aber der Wegfall des sogenannten Ent-
lastungsbetrags in Pflegegrad 1 zu sehen, betont Lilja Helms, 2. Vor-
sitzende des Vereins. „Die Unterstützung von Selbstständigkeit und 
Selbstbestimmtheit im Sozialraum ist bei Demenz gerade in einem 
frühen Stadium besonders wirkungsvoll und teilweise auch nur 
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dann möglich. Gleichzeitig benötigen pflegende Angehörige bei Demenz eine früh-
zeitige Entlastung nicht nur durch Beratung, sondern insbesondere durch Betreu-
ungsangebote. Wer frühe Hilfen kürzt, spart kurzfristig, riskiert aber langfristig mehr 
Krisen, schnellere Heimaufnahmen und höhere Folgekosten.“  

Eine besondere Verschlechterung gegenüber der bisherigen Situation stellt auch 
der Wegfall der sogenannten Verhinderungspflege dar. Hiermit konnten pflegende 
An- und Zugehörige für sich jenseits einer akuten Notsituation eine Auszeit organi-
sieren, um einer pflegebedingten Überlastung vorzubeugen. Dies ist nun nicht mehr 
möglich, beziehungsweise auf die voraussichtlich weiterhin raren Angebote der 
professionellen Pflege beschränkt.  

Ebenso nachdrückliche Kritik übt die DAlzG an der vorgesehenen Absenkung der 
Beiträge zur Rentenversicherung für nicht erwerbsmäßig pflegende Personen um 
30 Prozent. Swen Staack: „Das trifft in erster Linie Frauen, die nach wie vor diejeni-
gen sind, die den Großteil der Care-Aufgaben in der Familie übernehmen. Sie leis-
ten die Pflege, reduzieren ihre Arbeitszeit oder geben Berufstätigkeit auf und erhal-
ten dafür in Zukunft noch weniger Ausgleich im Rentenalter als nach der bisherigen 
Regelung – die bereits am unteren Rand des Akzeptablen angesiedelt war! Ge-
schlechtsspezifische Ungerechtigkeiten und Fehlanreize werden damit weiter ma-
nifestiert. Das Armutsrisiko durch die Übernahme der Pflege wird noch größer als 
bisher und führt zu vermehrter Inanspruchnahme von Sozialleistungen in der Zu-
kunft.“ 

„Seitdem die Bund-Länder-Kommission im Sommer 2025 ihre Arbeit aufgenommen 
hat, wurde immer wieder erklärt, dass bei der kommenden Pflegereform die häusli-
che Pflege deutlich entlastet und insbesondere die Leistung der Millionen pflegen-
den Angehörigen in Deutschland anerkannt, gewürdigt und unterstützt würde“, 
ergänzt Lilja Helms. „Nichts davon ist im vorliegenden Gesetzentwurf sichtbar. 
Stattdessen soll auf dem Rücken der Betroffenen gespart werden, während sich der 
Bund aus seiner Verantwortung stiehlt.“ 

Die DAlzG hat eine eigene Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf eingereicht und 
wird ihre Kritik außerdem im Rahmen der Verbändeanhörung vorbringen. Die Stel-
lungnahme ist nachzulesen unter www.deutsche-
alzheimer.de/fileadmin/Alz/pdf/Stellungnahmen/2026-06-
09_Stellungnahme_PNOG_DAlzG.pdf.  

http://www.deutsche-alzheimer.de/fileadmin/Alz/pdf/Stellungnahmen/2026-06-09_Stellungnahme_PNOG_DAlzG.pdf
http://www.deutsche-alzheimer.de/fileadmin/Alz/pdf/Stellungnahmen/2026-06-09_Stellungnahme_PNOG_DAlzG.pdf
http://www.deutsche-alzheimer.de/fileadmin/Alz/pdf/Stellungnahmen/2026-06-09_Stellungnahme_PNOG_DAlzG.pdf
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Hintergrund 

In Deutschland leben heute etwa 1,8 Millionen Menschen mit Demenzerkrankun-
gen. Etwa zwei Drittel davon werden in der häuslichen Umgebung von Angehörigen 
betreut und gepflegt. Jährlich erkranken rund 400.000 Menschen neu. Ungefähr 60 
Prozent davon haben eine Demenz vom Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzer-
krankten wird bis 2050 auf 2,3 bis 2,7 Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in 
Prävention und Therapie gelingt. 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz  

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben mit De-
menz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre Familien. Sie in-
formiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist ein unabhängiger Ansprech-
partner für Medien, Fachverbände und Forschung. In ihren Veröffentlichungen und 
in der Beratung bündelt sie das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Exper-
tenwissen aus Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzhei-
mer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik 
vertritt sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen. Die DAlzG setzt 
sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr kompetente Beratung vor Ort, 
eine gute Betreuung und Pflege sowie eine demenzfreundliche Gesellschaft. Die 
DAlzG arbeitet politisch und konfessionell unabhängig und verzichtet auf Sponso-
ring durch Unternehmen aus dem Gesundheits- und Pflegebereich. Ein großer Teil 
ihrer Arbeit wird durch Spenden finanziert. 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft ist als Interessenvertreterin von Menschen mit 
Demenz und ihren Angehörigen im Lobbyregister des Deutschen Bundestags einge-
tragen und hat sich dem dafür geltenden Verhaltenskodex verpflichtet. 

Kontakt: 
Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 
Susanna Saxl-Reisen, Nora Landmann, Jessica Kortyla 
Keithstraße 41, 10787 Berlin 
Tel: 030 - 259 37 95 0 
Fax: 030 - 259 37 95 29 
E-Mail: presse@deutsche-alzheimer.de   
Internet: www.deutsche-alzheimer.de 

mailto:presse@deutsche-alzheimer.de
http://www.deutsche-alzheimer.de/
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LinkedIn: www.linkedin.com/company/deutschealzheimergesellschaft 
Instagram: www.instagram.com/selbsthilfe_demenz 
Facebook: www.facebook.com/DeutscheAlzheimerGesellschaft 

http://www.linkedin.com/company/deutschealzheimergesellschaft
https://www.instagram.com/selbsthilfe_demenz/
http://www.facebook.com/DeutscheAlzheimerGesellschaft
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